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In Beantwortung der Kleinen Anfrage 170 weise ich zunächst 
darauf hin, dals die Anregungen, das Bauverdingungswesen gesetz- 
lich zu ordnen, bereits seit den zwanziger Jahren erörtert werden. 
Am 9. März 1921 hat jedoch schon der Deutsche Reichstag es ab- 
gelehnt, die Angelegenheit durch ein Reichsgesetz zu regeln, jedoch 
mit großer Mehrheit dem Antrag zugestimmt, 

„die Reichsregierung zu ersuchen, einen Ausschuß einzuberufen, 
bestehend aus den sachverständigen Vertretern der beteiligten 
Ressorts und Vertretern der zuständigen Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmerorganisationen, um für die Vergebungen von Leistun- 
gen und Lieferungen einheitliche Grundsätze für Reich und 
Länder zu schaffen.” 

Im einzelnen darf ich im Ein\^eniehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Wirtschaft und dem Herrn Bundesminister für Woh- 
nungsbau zu der Anfrage folgendes ausführen: 

1 . Der Teil A der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) 
- DIN 1960 - ist seinem Wesen nach zunächst als Verfahrens- 
vorschrift für die mit der Vergabe von Bauarbeiten betrauten 
Behörden abgefaßt. Er ist für Bundesaufträge und auch sonst 
von der überwiegenden Mehrzahl der Öffentlichen Auftraggeber 
für ihre Dienstbereiche verbindlich eingeführt. Mit dem formell 
äußerst streng geregelten Verfahren der (öffentlichen oder be- 
schränkten) Ausschreibung - die im Gegensatz zur formlosen 
Angebotsbeiziehung als Ausnahme steht - ist der Teil A der 
VOB auf eine behördenmäßige Organisation abgestellt. In seinem 
Rahmen will er durch Eorm strenge und Öffentlichkeit des Ver- 
fahrens (Teilnahme der Bieter am Eröffnungstermin, § 22 Ziff. 1) 
die volle Wirksamkeit des Wettbewerbs aller geeigneten Bewerber 
und ein Höchstmaß an Schutz gegen Begünstigung und Bestechung 
erzielen. 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



Von den Dienstaufsichtsbehörden und den Rechnungsprüfungs- 
behörden wird laufend überwacht, daß die Vorschriften sorgfältig 
beachtet werden und so das Verfahren streng eingehalten wird. 
Es ist aber nicht durchführbar, ein so förmliches Verfahren allen 
nichtöffentlichen Bauauftraggebern aufzuerlegen, zumal für sie 
Überwachungsstellen o. ä. wie die Dienstaufsichts- und Rechnungs- 
prüfungsbehörden mit disziplinären Befugnissen nicht bestehen. 

2. Zivilrechtliche Ansprüche können im übrigen aus der Nichtbe- 
achtung von Vorschriften des Teiles A der VOB - DIN 1960 - 
auch gegenüber öffentlichen Bauauftraggebern, in deren Dienst- 
bereich sie eingeführt ist, nicht geltend gemacht werden; es kann 
nur eine Dienstaufsichtsbeschwerde bei der Vorgesetzten Behörde 
eingelegt werden. 

Hieran würde auch eine allgemein verbindliche Einführung des 
Teiles A der VOB - DIN 1960 - kaum etwas ändern, da er mit 
Rücksicht auf die notwendige Anpassung an die stets wechseln- 
den Bedürfnisse der Praxis außer reinen Begriffsbestimmungen 
und beschreibenden Ausführungen grundsätzlich Sollbestimmungen 
enthält, welche die Entscheidungen dem pflichtgemäßen Ermessen 
des Auftraggebers überlassen. 

3. Der Teil B der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) 

- DIN 1961 - stellt die Allgemeinen Vertragsbedingungen für 
die Ausführung von Bauleistungen dar. Seine Anwendung be- 
ruht auf Teil A der VOB - DIN 1960 - § 10, wo aber aus- 
drücklich gesagt ist, daß sie durch Zusätzliche und Besondere 
Vertragsbedingungen ergänzt werden können. Teil B der VOB 

- DIN 1961 - enthält also von vornherein nur die allgemeineren 
Bauvertragsbedingungen, die von dem weiten Kreis aller im 
Deutschen Verdingungsausschuß für Bauleistungen vertretenen 
Auftraggeber und Auftragnehmer für in jedem Fall anwendbar 
gehalten wurden, die aber durch Zusätzliche und Besondere 
Vertragsbedingungen zwar grundsätzlich nicht geändert werden 
sollen, wohl aber an die besonderen Erfordernisse der größeren 
Auftraggeber oder an die zeit- oder sachbedingten Verhältnisse 
des Einzelfalles angepaßt werden können und müssen (vgl. Teil A 
der VOB - DIN 1960 - § 10 Ziff. 4). 

4. Eine Einführung des Teiles B der VOB - DIN 1961 - als Gesetz 
würde den im Bürgerlichen Gesetzbuch verankerten Grundsatz 
der Vertragsfreiheit einschränken. Die VOB würde ihrem Inhalt 
nach nur abdingbares Recht bedeuten. Eine solche Gesetzesbe- 
stimmung würde aber die Absicht der Kleinen Anfrage, eine 
Gebundenheit an die gesetzlich festgelegten Bedingungen zu 
schaffen, nicht verwirklichen, denn der mit einem solchen Gesetz 
erzielte Erfolg wäre kein anderer als der, welcher bereits besteht, 
wenn die Vertragspartner heute die VOB zum Vertragsinhalt machen. 

Da es andererseits aber begrüßt wird, wenn bei der Vergabe 
von Bauleistungen sich ein echter und gesunder Wettbewerb 
auf der Grundlage klarer und gerechter Bedingungen entwickelt, 
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hat das Bundesministerium der Finanzen auch den Bundesunter- 
nehmen mit dem in Abschrift beigefügten Schreiben vom 
11. Februar 1955 (Nr. II B/2 - F 7020 - 45/55) die Anwendung 
des Teiles A der VOB - DIN 1960 - in seinen maßgebenden 
Bestimmungen sowie des Teiles B der VOB - DIN 1961 - 
empfohlen. 

Ferner legt der Bundesrechnungshof Wert darauf, daß bei den 
Jahresabschlußprüfungen der Bundesunternehmen auch auf die 
Frage eingegangen wird, ob bei den Bauinvestitionen die VOB 
angewendet wird. Nach den Richtlinien des Herrn Bundesmini- 
sters für Wohnungsbau ist die Bewilligung der Bundesmittel für 
den sozialen Wohnungsbau davon abhängig zu machen, daß die 
VOB der Auftragserteilung zugrunde gelegt wird und daß bei 
Verstößen die Auszahlung der Mittel verweigert wird bzw. 
bereits gezahlte Mittel zurückgefordert werden. Die Länder und 
das Bundesausgleichsamt verfahren in gleicher Weise. 


Schaffer 



Abschrift 


Anlage 


Der Bundesminister der Finanzen 
II B/2 - F 7020 - 45/55 


Bonn, den 11. Februar 1955 


An 

1. den Vorstand der AG für Berg- und Hüttenbetriebe, Salzgitter 

2. den Vorstand der Howaldtswerke Hamburg AG, Hamburg 

3. den Vorstand der Kieler Howaldtswerke AG, Kiel 

4. die Geschäftsleitung der Industrieverwaltungsgesellschaft mbH, 
Bad Godesberg 

5. den Vorstand der Preußag, Hannover 

6. den Vorstand der Preußische Elektrizitäts-AG, Hannover 

7. den Vorstand der Bergwerksgesellschaft Hibernia, Herne 

8. eien Vorstand der Vereinigte Industrie-Unternehmungen AG, Bonn 

9. Volkswagenwerk GmbH, Wolfsburg 

Betr. : Erteilung von Bauaufträgen und Anwendung der 
Verdingungsordnung für Bauleistungen 

Die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB), aus jahrzehnte- 
langer Zusammenarbeit der beteiligten Behörden und Wirtschafts- 
kreise entstanden, ist in ihren Teilen B (Allgemeine Vertragsbe- 
dingungen) sowie C und D (Allgemeine Technische Vorschriften für 
Bauleistungen) als einheitliche Regelung für die Durchführung von 
Baumaßnahmen in hervorragendem Maße geeignet, auf die Ratio- 
nalisierung der Baudurchführung hinzuwirken. Die VOB ist bei 
allen bauvergebenden Bundes- und Landesdienststellen verbindlich 
eingeführt. Der Teil A enthält demgegenüber die bei der Vergabe 
von Bauarbeiten durch die Behörden zu beachtenden Verfahrens- 
vorschriften; die §§ 2, 9 bis 15 und 23 bis 25 im besonderen ent- 
halten jedoch allgemeingültige Grundsätze für ein geordnetes Bau- 
vergabewesen, deren Beachtung mir auch bei Ihrer Gesellschaft und 
den von Ihnen abhängigen Unternehmen erwünscht erscheint. 

Mit Rücksicht auf die dargelegten Gesichtspunkte halte ich cs - auch 
im Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof - für geboten, dai^ 
die Teile B, C und D der VOB auch bei den dem Bund nahe- 
stehenden Wirtschaftsunternehmen angewendet und regelmäßig zum 
Bestandteil der Bauverträge gemacht werden ; bei der Anwendung 
der VOB sollten die vom Bundesministerium der Finanzen heraus- 
gegebenen „Vorläufigen Richtlinien zur Anwendung der VOB” vom 
27. Juli 1953 allgemein beachtet werden (die VOB und die Vor- 
läufigen VOB-Richtlinien sind von den Verlagsbuchhandlungen Bau- 
verlag GmbH, Wiesbaden, Rudolf Müller, Köln-Braunsfeld und 
Verlier- Verlag, Düsseldorf, die VOB auch vom Bau weit- Verlag, 
Berlin, zu beziehen). 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie darauf hinwirken würden, daß 
bei Ihrer Gesellschaft und den von Ihnen abhängigen Unternehmen 
entsprechend verfahren wird. Da im Deutschen Bundestag wiederholt 
nach der Einführung der Verdingungsordnung für Bauleistungen im 
Rahmen des Bundes Nachfrage gehalten worden ist, darf ich bitten, 
mir über das von Ihnen Veranlaßte gelegentlich einen Überblick 
zu geben, damit ich dem Deutschen Bundestag die gewünschten 
Auskünfte erteilen kann. 

Im Auftrag 
gez. Dr. Oeftenng 



